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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Das Resultat der Minarett-Initiative wurde zum Ausgangspunkt dreier weiterer Anliegen,
welche das friedliche Zusammenleben der verschiedenen Religionsgruppen fördern
wollten. So verlangte eine parlamentarische Initiative Zisyadis (pda, VD) zur Verstärkung
des interreligiösen Dialogs die Schaffung einer eidgenössischen Kommission für
Religionsfragen. Eine Motion Rennwald (sp, JU) forderte die Einrichtung eines
interparlamentarischen Dialoges zum Abbau der durch die Annahme der Minarett-
Initiative erzeugten Misstöne im Ausland. Beide Vorstösse wurden vom Nationalrat
deutlich abgelehnt, da sie Kommission und Bundesrat folgend, die Anliegen durch
bestehende Strukturen bereits als erfüllt erachteten. Auf mehr Zustimmung vom
Bundesrat stiess das Postulat Amacker-Amann (cvp, BS), mit welchem die Diskussion zur
Verankerung eines Religionsartikels in der Bundesverfassung wieder aufgenommen
wurde. Dieser soll das Verhältnis zwischen Kirchen, anderen Religionsgemeinschaften
und dem Staat konkret und verbindlich regeln. Im Parlament wurde die Diskussion über
dieses Postulat in der Sommersession bekämpft und verschoben. Schlussendlich wurde
das Geschäft 2012 abgeschrieben, da es mehr als zwei Jahre hängig war. 1
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1) AB NR, 2010, S. 92, 1132 und S. 1631 f.; vgl. Mo. 09.4034; vgl. Pa.Iv. 09.513.
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